
 

In 
die

se
r F

as
su

ng
 ni

ch
t in

 Kraf
t g

etr
ete

n –
 ge

än
de

rt d
urc

h w
eit

ere
n B

es
ch

lus
s 

 

Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Änderung 
der Richtlinie Methoden vertragsärztliche Versorgung: 
Stereotaktische Radiochirurgie zur Behandlung von 
interventionsbedürftigen Vestibularisschwannomen 

Vom 21. Juli 2022 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 21. Juli 2022 beschlossen, 
die Anlage I („Anerkannte Untersuchungs- und Behandlungsmethoden“) der Richtlinie 
Methoden vertragsärztliche Versorgung in der Fassung vom T. Monat JJJJ (BAnz AT TT.MM.JJJJ 
V [Veröffentlichungsnummer manuell hinzufügen]), zuletzt geändert am T. Monat JJJJ (BAnz 
AT TT.MM.JJJJ V [Veröffentlichungsnummer manuell hinzufügen]), wie folgt zu ändern: 

I. In Anlage I „Anerkannte Untersuchungs- oder Behandlungsmethoden“ wird nach 
Nummer XX folgende Nummer XX angefügt“ 

„XX. Stereotaktische Radiochirurgie zur Behandlung von interventionsbedürftigen 
Vestibularisschwannomen“ 

§ 1 Beschreibung der Methode 
1Die einzeitige stereotaktische Radiochirurgie (SRS) ist ein Verfahren der perkutanen 
Strahlentherapie, bei der ein klar abgrenzbares Zielvolumen präzise mit einer hohen 
Strahlendosis mittels Linearbeschleuniger oder Kobalt-60-Gamma-Strahlungsquellen in 
einer Sitzung behandelt wird. 2Das Ziel der SRS ist das Erreichen einer langdauernden 
lokalen Tumorkontrolle bei minimaler Nebenwirkungswahrscheinlichkeit.  

§ 2 Indikation 
1Die SRS darf nach begründeter positiver Empfehlung der Tumorkonferenz gemäß § 3 
Absatz 5 unter Berücksichtigung der weiteren Therapiealternativen zu Lasten der 
Krankenkassen bei folgender Indikation zur Anwendung kommen: 
2Vestibularisschwannome mit einem Durchmesser von in der Regel nicht mehr als 3 cm, 
die aufgrund ihrer Größe, ihres Wachstumsverhaltens oder der mit ihnen verbundenen 
Symptomatik als behandlungsbedürftig eingestuft werden.  

§ 3 Eckpunkte der Qualitätssicherung 

(1) 1Die Leistung nach § 1 kann nur von Fachärztinnen und Fachärzten für 
Strahlentherapie und Fachärztinnen und Fachärzten für Neurochirurgie zu Lasten der 
Gesetzlichen Krankenversicherung erbracht werden. 2Die Facharztbezeichnungen richten 
sich nach der (Muster-) Weiterbildungsordnung der Bundesärztekammer und schließen 
auch diejenigen Ärztinnen und Ärzte mit ein, welche eine entsprechende Bezeichnung 
nach altem Recht führen. 

(2)  Voraussetzung für die Erbringung der Leistung nach § 1 durch Fachärztinnen und 
Fachärzte für Strahlentherapie ist die Genehmigung zur Ausführung und Abrechnung von 
Leistungen der Strahlentherapie nach der Vereinbarung zur Strahlendiagnostik und  
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-therapie gemäß § 135 Absatz 2 SGB V durch die zuständige Kassenärztliche Vereinigung.  

(3) 1Voraussetzung für die Erbringung der Leistung nach § 1 durch Fachärztinnen und 
Fachärzte für Neurochirurgie ist die Genehmigung zur Ausführung und Abrechnung durch 
die zuständige Kassenärztliche Vereinigung. 2Fachärztinnen und Fachärzte für 
Neurochirurgie weisen neben der Fachkunde nach § 47 Strahlenschutzverordnung die 
erforderliche fachliche Befähigung für die Erbringung der Leistung nach § 1 über ein 
Kolloquium bei der zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung nach. 3Diejenigen 
Trägerorganisationen des G-BA, die auch Partner des Bundesmantelvertrages sind, legen 
unter Einbeziehung der nach § 140g SGB V für die Wahrnehmung der Interessen der 
Patientinnen und Patienten und der Selbsthilfe chronisch kranker und behinderter 
Menschen maßgeblichen Organisationen durch eine Anpassung ihrer Vereinbarung zur 
Strahlendiagnostik und –therapie gemäß § 135 Absatz 2 SGB V die Details der 
Voraussetzungen für die Erteilung einer Genehmigung nach Satz 1 durch die 
Kassenärztliche Vereinigung für Fachärztinnen und Fachärzte für Neurochirurgie zur 
Ausführung und Abrechnung der Leistung nach § 1 fest. 4Die Anforderungen in Satz 2 sind 
hierbei umzusetzen. 

(4) 1Die Durchführung der Leistung gemäß § 1 darf nur mit folgenden Bestrahlungsgeräten 
erfolgen: dedizierte Linearbeschleuniger zur Durchführung von SRS, stereotaxie-
adaptierte Linearbeschleuniger, dedizierte Bestrahlungsgeräte mit Kobalt-60-Gamma-
Strahlungsquellen zur Durchführung von SRS. 2Die Lagekontrolle des Zielvolumens 
während der SRS erfolgt mittels Bildgebung oder stereotaktischem Rahmen. 3Für die 
Behandlung des Vestibularisschwannoms soll die Referenzdosis im Zielvolumen 
mindestens 11 Gy betragen.  

(5) Der Indikationsstellung für die Durchführung der Leistung gemäß § 1 hat eine 
begründete positive Empfehlung einer interdisziplinären Tumorkonferenz unter 
Einbeziehung je einer Fachärztin oder eines Facharztes für Neurochirurgie, einer 
Fachärztin oder eines Facharztes für Strahlentherapie, einer Fachärztin oder eines 
Facharztes für Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde und einer Fachärztin oder eines Facharztes 
für Radiologie zugrunde zu liegen.“ 

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in 
Kraft.  

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 

Berlin, den 21. Juli 2022 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 

http://www.g-ba.de/
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